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See the notice on TED website

616485-2025 - Wettbewerb
Deutschland – Feuerwehrfahrzeuge – Anschaffung Tragkraftspritzenfahrzeug-Wasser (TSF-W) 
nach DIN 14530-17:2019-11 für die Feuerwehr; hier: Los 1 Teil 1 Fahrgestell und Teil 2 Aufbau
OJ S 181/2025 22/09/2025
Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Lieferleistungen

1. Beschaffer

1.1.  Beschaffer
Offizielle Bezeichnung: Stadtverwaltung Neustadt an der Orla
E-Mail: vergabestelle@neustadtanderorla.de
Rechtsform des Erwerbers: Lokale Gebietskörperschaft
Tätigkeit des öffentlichen Auftraggebers: Allgemeine öffentliche Verwaltung

2. Verfahren

2.1.  Verfahren
Titel: Anschaffung Tragkraftspritzenfahrzeug-Wasser (TSF-W) nach DIN 14530-17:2019-11 für 
die Feuerwehr; hier: Los 1 Teil 1 Fahrgestell und Teil 2 Aufbau
Beschreibung: Anschaffung Tragkraftspritzenfahrzeug-Wasser (TSF-W) nach DIN 14530-17:
2019-11 für die Feuerwehr; hier: Los 1 Teil 1 Fahrgestell und Teil 2 Aufbau Lieferleistung: 
Fahrgestell und Aufbau Tragkraftspritzenfahrzeug-Wasser für die Feuerwehr Los 1, Teil 1: 
Fahrgestell passend für Aufbau TSF-W nach DIN 14530-17:2019-11 Los 1, Teil 2: Aufbau 
TSF-W DIN 14530-17:2019-11 passend für Fahrgestell gemäß Los 1 Teil 1
Kennung des Verfahrens: bc47ee26-f7a5-420a-ae68-27dfb6030cca
Interne Kennung: 2.1300 000 935 002/VgV/01/2025
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Das Verfahren wird beschleunigt: nein

2.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Lieferleistungen
Haupteinstufung (cpv): 34144210 Feuerwehrfahrzeuge

2.1.2.  Erfüllungsort
Stadt: Neustadt an der Orla, OT Dreba
Postleitzahl: 07806
Land, Gliederung (NUTS): Saale-Orla-Kreis (DEG0K)
Land: Deutschland

2.1.4.  Allgemeine Informationen
Zusätzliche Informationen: Unterlagen und Anforderungen zur Beurteilung der EIGNUNG des 
Bieters und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ALLGEMEINES: vorläufiger 
Eignungsnachweis –ausgefüllte„Eigenerklärung zur Eignung für Liefer-/Dienstleistungen“ (FB 
124 LD) oder - Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE) / Angebote der engeren Wahl: 
Vorlage der in der Eigenerklärung genannten Bescheinigungen (auf gesondertes Verlangen 
der Vergabestelle) / Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis durch Eintrag in ein 
amtliches Verzeichnis (Nummer und Verzeichnis angeben) oder Vorlage des Zertifikats i. S. 
der europäischen Zertifizierungsstandards. (Vorlage/Angabe mit dem Angebot) / Soweit die 
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geforderten Erklärungen, Auskünfte, Nachweise u. Informationen durch eine beim Bieter 
vorliegende Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE) nach § 50 VgV abgedeckt sind, ist 
diese mit den Angebotsunterlagen einzueichen, ggf. ergänzt durch geforderte 
auftragsspezifische Einzelnachweise. Ist der Einsatz v. Unterauftragnehmern/anderen Untern. 
vorgesehen, müssen die Erklärungen, Auskünfte, Nachweise u. Informationen auch für die 
benannten Unterauftragnehmer/and. Untern. auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle 
vorgelegt werden, ggf. ergänzt durch geforderte auftragsspezifische Einzelnachweise. 
Bescheinigungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, ist eine Übersetzung in die 
deutsche Sprache beizufügen. / Andere Unternehmen (Eignungsleihe) Beabsichtigt der Bieter, 
sich bei der Erfüllung eines Auftrages im Hinblick auf die erforderliche wirtschaftl., finanzielle, 
techn. u. berufl. Leistungsfähigkeit and. Unternehmen (Eignungsleihe) zu bedienen, so muss 
er die dafür vorgesehenen Kapazitäten mit/im Angebot benennen. Der Bieter hat auf 
gesondertes Verlangen der Vergabestelle zu einem von ihr bestimmten Zeitpunkt 
nachzuweisen, dass ihm die erforderlichen Kapazitäten der and. Unternehmen zur Verfügung 
stehen u. diese Unternehmen geeignet sind. Er hat d. Namen, d. gesetzlichen Vertreter sowie 
d. Kontaktdaten dieser Unternehmen anzugeben u. entsprechende Verpflichtungserklärungen 
dieser and. Unternehmen vorzulegen. Nimmt der Bieter im Hinblick auf d. Kriterien für d. 
wirtschaftl. und finanzielle Leistungsfähigkeit im Rahmen einer Eignungsleihe d. Kapazitäten 
and. Untern. in Anspruch, müssen diese gemeinsam für d. Auftragsausführung haften; die 
Haftungserklärung ist gleichzeitig mit d. „Verpflichtungserklärung and. Unternehmen“ 
abzugeben. ---------- IM EINZELNEN: Angaben zum Umsatz des Unternehmens in den letzten 
drei abgeschlossenen Geschäftsjahren, soweit er Leistungen betrifft, die mit der zu 
vergebenden Leistung vergleichbar sind unter Einschluss des Anteils bei gemeinsam mit 
anderen Unternehmen ausgeführten Leistungen. (Vorlage/Angabe mit dem Angebot – auf FB 
124 LD) - Erklärung, dass in den letzten fünf Jahren vergleichbare Leistungen ausgeführt 
wurden. (Vorlage/Angabe mit dem Angebot – auf FB 124 LD) Benennung von drei Referenzen 
aus den letzten fünf Jahren mit mind. folgenden Angaben: Ansprechpartner; Art der 
ausgeführten Leistung; Auftragssumme; Ausführungszeitraum (Vorlage mit dem Angebot) - 
Erklärung, dass die für die Ausführung der Leistungen erforderlichen Beschäftigten zur 
Verfügung stehen. (Vorlage/Angabe mit dem Angebot – auf FB 124 LD) Falls das Angebot in 
die engere Wahl kommt, Angabe der Anzahl der in den letzten drei Jahren 
jahresdurchschnittlich Beschäftigten. Benennung der für die Leitung vorgesehenen Personen. 
(auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle) - Erklärung zur (Nicht)Eintragung in ein 
Berufsregister Erklärung zur Eintragung in ein anderes Register und Angabe des Registers 
(Vorlage/Angabe mit dem Angebot – auf FB 124 LD) Bestätigung der Erklärung durch Vorlage 
einer entsprechenden Bescheinigung (auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle). - 
Erklärung, dass ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes 
Verfahren weder beantragt, noch eröffnet wurde, ein Antrag auf Eröffnung nicht mangels 
Masse abgelehnt wurde und sich das Unternehmen nicht in Liquidation befindet. (Vorlage
/Angabe mit dem Angebot – auf FB 124 LD) Gegebenenfalls Erklärung zur rechtskräftigen 
Bestätigung eines Insolvenzplanes und Vorlage desselben. (auf gesondertes Verlangen der 
Vergabestelle). - Angabe, dass nachweislich keine schwere Verfehlung begangen wurde, die 
die Zuverlässigkeit als Bewerber oder Bieter in Frage stellt Erklärung, dass keine 
Ausschlussgründe gemäß § 123 oder § 124 GWB vorliegen Erklärung, dass in den letzten 
zwei Jahren nicht aufgrund eines Verstoßes gegen Vorschriften, der zu einem Eintrag im 
Gewerbezentralregister geführt hat, eine Belegung mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei 
Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr 
als 2.500 Euro erfolgt ist. Erklärung, ob/dass ein Ausschlussgrund gemäß § 124 GWB vorliegt. 
Erklärung, dass zwar ein Ausschlussgrund gemäß § 123 GWB vorliegt, jedoch Maßnahmen 
zur Selbstreinigung ergriffen wurden, durch die die Zuverlässigkeit wieder hergestellt wurde. 



616485-2025 Page 3/10

(Vorlage/Angabe mit dem Angebot – auf FB 124 LD) Ab einer Auftragssumme von 30.000 
Euro wird der Auftraggeber für den Bieter, auf dessen Angebot der Zuschlag erteilt werden 
soll, einen Auszug aus dem Wettbewerbsregister gem. §§ 150a GewO, 6 WRegG beim 
Bundeskartellamt anfordern. - Erklärung, dass die Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Abgaben sowie der Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung, soweit sie der Pflicht zur 
Beitragszahlung unterfallen, ordnungsgemäß erfüllt wurde. (Vorlage/Angabe mit dem Angebot 
– auf FB 124 LD) Falls das Angebot/der Teilnahmeantrag in die engere Wahl kommt, Vorlage 
einer Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes bzw. Bescheinigung in 
Steuersachen, soweit das Finanzamt derartige Bescheinigungen ausstellt. (auf gesondertes 
Verlangen der Vergabestelle). - Erklärung zur Mitgliedschaft in der Berufsgenossenschaft. 
(Vorlage/Angabe mit dem Angebot – auf FB 124 LD) Falls das Angebot in die engere Wahl 
kommt, Vorlage einer Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft des 
zuständigen Versicherungsträgers. (auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle). ------- 
Eignungskriterien im Einzelnen: siehe auch 5.1.9 -------- Bereites mit dem Angebot abzugeben: 
-Formblatt 124 LD (Eigenerklärung zur Eignung) oder Präqualifizierungsnachweis oder EEE -
Referenzliste -Eigenerklärung zum Thüringer Vergabegesetz gem. § 8 Abs. 1 S. 1 ------- Auf 
gesondertes Verlangen: -Angabe zur Anzahl der Beschäftigten mit den o. g. Angaben -
Registerauszug Berufs- oder anderes Register, Gewerbeanmeldung, Handelsregisterauszug 
und Eintragung in die Handwerksrolle (Handwerkskarte) bzw. bei der IHK - ggf. rechtskräftig 
bestätigter Insolvenzplan - ggf. Unbedenklichkeitsbescheinigung der tariflichen Sozialkasse, - 
Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes bzw. Bescheinigung in Steuersachen - 
qualifizierten Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft des zuständigen 
Versicherungsträgers - Die auf gesondertes Verlangen nach Aufforderung durch den 
Auftraggeber vorzulegenden Bescheinigungen sind per elektronischer Kommunikation über 
die Vergabeplattform innerhalb einer nach Tagen bestimmten Frist zu übermitteln. ----- 
Bezüglich Pkt. 2.1.6 (Ausschlussgründe) wird außerdem auf die Möglichkeit der 
Selbstreinigung (§ 125 GWB) verwiesen. Insoweit wären Angaben zum Datum d. Verurteilung, 
Art der Straftat u. selbstreinigende Maßnahmen als Anl. beizufügen. /// WEITERE HINWEISE 
Formblatt Eigenerklärung zum Thüringer Vergabegesetz gem. § 8 Abs. 1 S. 1 (ACHTUNG! 
ÄNDERUNG DES THÜRINGER VERGABEGESETZES ZUM 01.01.2024! BITTE 
UNBEDINGT BEACHTEN!: Dieses FB ist unbedingt VOLLSTÄNDIG ausgefüllt bereits MIT 
dem Angebot abzugeben/vorzulegen! Es gelten insofern die Erläuterungen zur Eigenerklärung 
zum Thür. Vergabegesetz gem. § 8 Abs. 1 S. 1 ThürVgG, um deren Beachtung gebeten wird!) 
------ Mehrere Hauptangebote sind nicht zugelassen. ------ Die Vergabeunterlagen werden 
ausschließlich elektronisch zur Verfügung gestellt. ----- Ausführungszeitraum: Lieferung bis 
zum 15.12.2026
Rechtsgrundlage: 
Richtlinie 2014/24/EU
vgv -

2.1.6.  Ausschlussgründe
Quellen der Ausschlussgründe: Bekanntmachung
Korruption: § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen 
Verkehr), § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von 
Mandatsträgern), §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), 
jeweils auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale 
Bedienstete) auch in Verbindung mit Artikel 2 des EU-Bestechungsgesetzes, Artikel 2 § 1 des 
Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung, Artikel 7 Absatz 2 Nummer 10 des 
Vierten Strafrechtsänderungsgesetzes und § 2 des Gesetzes über das Ruhen der 
Verfolgungsverjährung und die Gleichstellung der Richter und Bediensteten des 
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Internationalen Strafgerichtshofes, Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler 
Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem 
Geschäftsverkehr)
Betrug: § 263 StGB (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der EG oder gegen 
Haushalte richtet, die von der EG oder in ihrem Auftrag verwaltet werden, § 264 StGB 
(Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der EG oder gegen 
Haushalte richtet, die von der EG oder in ihrem Auftrag verwaltet werden
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung: § 129 des Strafgesetzbuches (StGB) (Bildung 
krimineller Vereinigungen), § 129a StGB (Bildung terroristischer Vereinigungen), § 129b StGB 
(kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland)
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung: § 261 StGB (Geldwäsche), § 89c des 
Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder Teilnahme an einer solchen Tat oder 
Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen 
Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat 
nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen
Verstoß gegen die Verpflichtung zur Entrichtung von Steuern: Ausschluss, wenn 1. das 
Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur 
Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- 
oderbestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder 2. die öffentlichen 
Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 1 
nachweisen können. Kein Ausschluss, wenn das Unternehmen seinen Verpflichtungen 
dadurch nachgekommen ist, dass es die Zahlung vorgenommen oder sich zur Zahlung der 
Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen, Säumnis- und 
Strafzuschlägen verpflichtet hat.
Kinderarbeit und andere Formen des Menschenhandels: §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 
232b bis 233a des Strafgesetzbuches (Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, 
Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung)
Verstoß gegen die Verpflichtung zur Entrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen: 
Ausschluss, wenn 1. das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, 
Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine 
rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde 
oder 2. die öffentlichen Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer 
Verpflichtung nach Nummer 1 nachweisen können. Kein Ausschluss, wenn das Unternehmen 
seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass es die Zahlung vorgenommen oder 
sich zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich 
Zinsen, Säumnis- und Strafzuschlägen verpflichtet hat.
Terroristische Straftaten oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten: § 
129a des Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des 
Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland)
Einstellung der gewerblichen Tätigkeit: Fakultativer Ausschlussgrund gem. § 124 GWB, wenn 
das Unternehmen seine Tätigkeit eingestellt hat
Verwaltung der Vermögenswerte durch einen Insolvenzverwalter: Fakultativer 
Ausschlussgrund gem. § 124 GWB, wenn über das Vermögen des Unternehmens ein 
Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die 
Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das 
Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet
Interessenkonflikt aufgrund seiner Teilnahme an dem Vergabeverfahren: Fakultativer 
Ausschlussgrund gem. § 124 GWB, wenn ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des 
Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den 
öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens 
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beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht 
wirksam beseitigt werden kann / Es ist gemäß Artikel 5k der Verordnung (EU) 2022/576 
verboten, öffentliche Aufträge oder Konzessionen an folgende Personen, Organisationen oder 
Einrichtungen zu vergeben bzw. Verträge mit solchen Personen, Organisationen oder 
Einrichtungen weiterhin zu erfüllen: a) russische Staatsangehörige oder in Russland 
niedergelassene natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, b) 
juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, deren Anteile zu über 50 % 
unmittelbar oder mittelbar von einer der unterBuchstabe a genannten Organisationen gehalten 
werden, oder c) natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die 
im Namen oder auf Anweisung einer der unter Buchstabe a oder b genannten Organisationen 
handeln, auch solche, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, Unterauftragnehmer, 
Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Sinne der Richtlinien über die öffentliche 
Auftragsvergabe in Anspruch genommen werden.
Vorzeitige Beendigung, Schadensersatz oder andere vergleichbare Sanktionen: Fakultativer 
Ausschlussgrund gem. § 124 GWB, wenn das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei 
der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder 
fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu 
Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat
Täuschung, Zurückhaltung von Informationen, Unfähigkeit zur Vorlage erforderlicher 
Unterlagen oder Erlangung vertraulicher Informationen zu dem Verfahren: Fakultativer 
Ausschlussgrund gem. § 124 GWB, wenn das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe 
oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte 
zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln, 
oder das Unternehmen a) versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen 
Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen, b) versucht hat, vertrauliche 
Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen 
könnte, oder c) fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die 
Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder 
versucht hat, solche Informationen zu übermitteln.
Schwerwiegendes berufliches Fehlverhalten: Fakultativer Ausschlussgrund gem. § 124 GWB, 
wenn das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere 
Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird
Verstoß gegen arbeitsrechtliche Verpflichtungen: Fakultativer Ausschlussgrund gem. § 124 
GWB, wenn das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen 
geltende arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat
Verstoß gegen sozialrechtliche Verpflichtungen: Fakultativer Ausschlussgrund gem. § 124 
GWB, wenn das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen 
geltende sozialrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat
Verstoß gegen umweltrechtliche Verpflichtungen: Fakultativer Ausschlussgrund gem. § 124 
GWB, wenn das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen 
geltende umweltrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat
Zahlungsunfähigkeit: Fakultativer Ausschlussgrund gem. § 124 GWB, wenn das Unternehmen 
zahlungsunfähig ist
Vereinbarungen mit anderen Wirtschaftsteilnehmern zur Verzerrung des Wettbewerbs: § 1 
GWB: Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen 
und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, die eine Verhinderung, Einschränkung oder 
Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken, sind verboten
Direkte oder indirekte Beteiligung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens: Falktutativer 
Ausschlussgrund gem. § 124 GWB, wenn eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass 
das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und 
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diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen 
beseitigt werden kann

5. Los

5.1.  Los: LOT-0000
Titel: Anschaffung Tragkraftspritzenfahrzeug-Wasser (TSF-W) nach DIN 14530-17:2019-11 für 
die Feuerwehr; hier: Los 1 Teil 1 Fahrgestell und Teil 2 Aufbau
Beschreibung: Anschaffung Tragkraftspritzenfahrzeug-Wasser (TSF-W) nach DIN 14530-17:
2019-11 für die Feuerwehr; hier: Los 1 Teil 1 Fahrgestell und Teil 2 Aufbau Lieferleistung: 
Fahrgestell und Aufbau Tragkraftspritzenfahrzeug-Wasser für die Feuerwehr Los 1, Teil 1: 
Fahrgestell passend für Aufbau TSF-W nach DIN 14530-17:2019-11 Los 1, Teil 2: Aufbau 
TSF-W DIN 14530-17:2019-11 passend für Fahrgestell gemäß Los 1 Teil 1
Interne Kennung: 2.1300 000 935 002/VgV/01/2025

5.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Lieferleistungen
Haupteinstufung (cpv): 34144210 Feuerwehrfahrzeuge

5.1.2.  Erfüllungsort
Stadt: Neustadt an der Orla, OT Dreba
Land, Gliederung (NUTS): Saale-Orla-Kreis (DEG0K)
Land: Deutschland

5.1.3.  Geschätzte Dauer
Andere Laufzeit: Unbekannt

5.1.6.  Allgemeine Informationen
Vorbehaltene Teilnahme: 
Teilnahme ist nicht vorbehalten.
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen: ja
Diese Auftragsvergabe ist auch für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet: nein

5.1.7.  Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Keine strategische Beschaffung

5.1.9.  Eignungskriterien
Quellen der Auswahlkriterien: Bekanntmachung
Kriterium: Andere wirtschaftliche oder finanzielle Anforderungen
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Angaben zum Umsatz des Unternehmens in den letzten 
drei abgeschlossenen Geschäftsjahren, soweit er Leistungen betrifft, die mit der zu 
vergebenden Leistung vergleichbar sind unter Einschluss des Anteils bei gemeinsam mit 
anderen Unternehmen ausgeführten Leistungen.

Kriterium: Referenzen zu bestimmten Lieferungen
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Erklärung, dass in den letzten fünf Jahren vergleichbare 
Leistungen ausgeführt wurden. Benennung von drei Referenzen aus den letzten fünf Jahren 
mit mind. folgenden Angaben: Ansprechpartner; Art der ausgeführten Leistung; 
Auftragssumme; Ausführungszeitraum

Kriterium: Durchschnittliche jährliche Belegschaft
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Beschreibung des Auswahlkriteriums: Erklärung, dass die für die Ausführung der Leistungen 
erforderlichen Beschäftigten zur Verfügung stehen. Falls das Angebot in die engere Wahl 
kommt, Angabe der Anzahl der in den letzten drei Jahren jahresdurchschnittlich Beschäftigten. 
Benennung der für die Leitung vorgesehenen Personen.

Kriterium: Eintragung in ein relevantes Berufsregister
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Erklärung zur (Nicht)Eintragung in ein Berufsregister 
Erklärung zur Eintragung in ein anderes Register und Angabe des Registers Bestätigung der 
Erklärung durch Vorlage einer entsprechenden Bescheinigung.

Kriterium: Andere wirtschaftliche oder finanzielle Anforderungen
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Erklärung, dass ein Insolvenzverfahren oder ein 
vergleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren weder beantragt, noch eröffnet wurde, ein 
Antrag auf Eröffnung nicht mangels Masse abgelehnt wurde und sich das Unternehmen nicht 
in Liquidation befindet. Gegebenenfalls Erklärung zur rechtskräftigen Bestätigung eines 
Insolvenzplanes und Vorlage desselben

Kriterium: Andere wirtschaftliche oder finanzielle Anforderungen
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Angabe, dass nachweislich keine schwere Verfehlung 
begangen wurde, die die Zuverlässigkeit als Bewerber oder Bieter in Frage stellt. Erklärung, 
dass keine Ausschlussgründe gemäß § 123 oder § 124 GWB vorliegen Erklärung, dass in den 
letzten zwei Jahren nicht aufgrund eines Verstoßes gegen Vorschriften, der zu einem Eintrag 
im Gewerbezentralregister geführt hat, eine Belegung mit einer Freiheitsstrafe von mehr als 
drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße von 
mehr als 2.500 Euro erfolgt ist. Erklärung, ob/dass ein Ausschlussgrund gemäß § 124 GWB 
vorliegt. Erklärung, dass zwar ein Ausschlussgrund gemäß § 123 GWB vorliegt, jedoch 
Maßnahmen zur Selbstreinigung ergriffen wurden, durch die die Zuverlässigkeit wieder 
hergestellt wurde. - Ab einer Auftragssumme von 30.000 Euro wird der Auftraggeber für den 
Bieter, auf dessen Angebot der Zuschlag erteilt werden soll, einen Auszug aus dem 
Wettbewerbsregister gem. §§ 150a GewO, 6 WRegG beim Bundeskartellamt anfordern. - 
Erklärung, dass die Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge 
zur gesetzlichen Sozialversicherung, soweit sie der Pflicht zur Beitragszahlung unterfallen, 
ordnungsgemäß erfüllt wurde. Falls das Angebot in die engere Wahl kommt, Vorlage einer 
Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes bzw. Bescheinigung in Steuersachen, 
soweit das Finanzamt derartige Bescheinigungen ausstellt. - Erklärung zur Mitgliedschaft in 
der Berufsgenossenschaft. Falls das Angebot in die engere Wahl kommt, Vorlage einer 
Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft des zuständigen 
Versicherungsträgers.

5.1.11.  Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfügbar sind: Deutsch
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://www.evergabe-online.de/tenderdocuments.
html?id=803435

5.1.12.  Bedingungen für die Auftragsvergabe
Bedingungen für die Einreichung: 
Elektronische Einreichung: Erforderlich
Adresse für die Einreichung: https://www.evergabe-online.de/tenderdetails.html?id=803435
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulässig

https://www.evergabe-online.de/tenderdocuments.html?id=803435
https://www.evergabe-online.de/tenderdocuments.html?id=803435
https://www.evergabe-online.de/tenderdetails.html?id=803435
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Varianten: Nicht zulässig
Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: Nicht zulässig
Frist für den Eingang der Angebote: 20/10/2025 10:00:00 (UTC+02:00) Osteuropäische Zeit, 
Mitteleuropäische Sommerzeit
Dauer, während der das Angebot gültig bleiben muss: 4 Monate
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können: 
Nach Ermessen des Käufers können alle fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf 
nachgereicht werden.
Zusätzliche Informationen: Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage mit dem 
Angebot gefordert war, werden gem. § 56 II S. 1, III, IV VgV nachgefordert.
Informationen über die öffentliche Angebotsöffnung: 
Eröffnungstermin: 20/10/2025 10:01:00 (UTC+02:00) Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische 
Sommerzeit
Auftragsbedingungen: 
Die Auftragsausführung muss im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse erfolgen: Nein
Elektronische Rechnungsstellung: Zulässig
Aufträge werden elektronisch erteilt: nein
Zahlungen werden elektronisch geleistet: nein

5.1.15.  Techniken
Rahmenvereinbarung: 
Keine Rahmenvereinbarung
Informationen über das dynamische Beschaffungssystem: 
Kein dynamisches Beschaffungssystem
Elektronische Auktion: nein

5.1.16.  Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung
Überprüfungsstelle: Thüringer Landesverwaltungsamt Referat 214 (Vergabekammer)
Informationen über die Überprüfungsfristen: Genaue Angaben zu den Fristen für die Einlegung 
von Rechtsbehelfen: Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung 
oder in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, sind bis spätestens zum Ablauf der Frist zur 
Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber der dem Auftraggeber zu rügen (§ 160 Abs. 
3 Nr. 2 und 3 GWB). / Die Information des Auftraggebers an die Bieter, dass deren Angebote 
nicht berücksichtigt werden sollen, erfolgt spätestens 15 Kalendertage vor der beabsichtigten 
Zuschlagserteilung. Die Frist beginnt am Tage nach der Absendung der Mitteilung durch die 
Vergabestelle. Auf den Tag des Zugangs der Information beim betroffenen Bieter oder 
Bewerber kommt es nicht an. / Wird die Information per Fax oder auf elektronischem Weg 
versendet, verkürzt sich die vorstehend genannte Frist auf 10 Kalendertage (§ 134 Abs. 2 
GWB). / Der Bieter hat die Möglichkeit im Fall des Verstoßes gegen eine Vergabevorschrift, 
diesen binnen 10 Kalendertagen nach Zugang der Mitteilung über die Zuschlagserteilung 
gegenüber dem öffentlichen Auftraggeber zu rügenund Abhilfe zu verlangen (§ 160 Abs. 3 Nr. 
1 GWB). / Wird auf Rüge des Bieters seitens des öffentlichen Auftraggebers nicht abgeholfen, 
so hat der Bieter die Möglichkeit, binnen weiterer 15 Kalendertage nach Eingang der 
Mitteilung des Auftraggebers über die Nichtabhilfe gem. § 160 GWB (Abs. 3 Nr. 4) einen 
Antrag auf Nachprüfung bei der zuständigen Vergabekammer beim Thüringer 
Landesverwaltungsamt, Referat 214, Jorge-Semprún-Platz 4, 99423 Weimar zu stellen.
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt: Stadtverwaltung Neustadt an der Orla

8. Organisationen
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8.1.
 
ORG-0000
Offizielle Bezeichnung: Stadtverwaltung Neustadt an der Orla
Registrierungsnummer: 16075073-0001-12
Postanschrift: Markt 1
Stadt: Neustadt an der Orla
Postleitzahl: 07806
Land, Gliederung (NUTS): Saale-Orla-Kreis (DEG0K)
Land: Deutschland
E-Mail: vergabestelle@neustadtanderorla.de
Telefon: +49 36481 850
Fax: +49 36481 851299
Internetadresse: www.neustadtanderorla.de
Rollen dieser Organisation: 
Beschaffer
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt

8.1.  ORG-0001
Offizielle Bezeichnung: Thüringer Landesverwaltungsamt Referat 214 (Vergabekammer)
Registrierungsnummer: 16900334-0001-29
Postanschrift: Jorge-Semprún-Platz 4
Stadt: Weimar
Postleitzahl: 99423
Land, Gliederung (NUTS): Weimar, Kreisfreie Stadt (DEG05)
Land: Deutschland
E-Mail: vergabekammer@tlvwa.thueringen.de
Telefon: +49 361 573321254
Fax: +49 361 573321059
Rollen dieser Organisation: 
Überprüfungsstelle

8.1.  ORG-0002
Offizielle Bezeichnung: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des 
Beschaffungsamts des BMI)
Registrierungsnummer: 0204:994-DOEVD-83
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53119
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Rollen dieser Organisation: 
TED eSender

Informationen zur Bekanntmachung

Kennung/Fassung der Bekanntmachung: de880bcf-29ce-452a-925b-551b04c64ba0  -  01
Formulartyp: Wettbewerb
Art der Bekanntmachung: Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Unterart der Bekanntmachung: 16

mailto:vergabestelle@neustadtanderorla.de
http://www.neustadtanderorla.de
mailto:vergabekammer@tlvwa.thueringen.de
mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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Datum der Übermittlung der Bekanntmachung: 19/09/2025 12:45:11 (UTC+02:00) 
Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische Sommerzeit
Sprachen, in denen diese Bekanntmachung offiziell verfügbar ist: Deutsch
Veröffentlichungsnummer der Bekanntmachung: 616485-2025
ABl. S – Nummer der Ausgabe: 181/2025
Datum der Veröffentlichung: 22/09/2025
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